
Legitimation der institutionalisierten Reichsorgane
Legitimation der institutionalisierten Reichsorgane, deren Gesetze und

Dokumente.

Die Deutschen werden wie die angewandten Gesetze es vorschreiben, als „Staatenlos“
geführt, da sie sich für das Vereinigte Wirtschaftgebiet entschieden haben. Dies betrifft auch
alle Bewegungen,  Gemeindegründern  und Gruppierungen  die als Reichsbürger  eingestuft
werden,  zu.  Der  Gelbe Schein  und die  Ausweise  der  Reichsbürger  sowie  der  BRD sind
Urkundenfälschungen und helfen dem Mangel, „im Besitz einer Staatsangehörigkeit zu
sein“, NICHT ab.

Gemäß der Deutschen Reichsverfassung http://verfassung-deutschland.de sind die
beiden gesetzgebenden Organe „Bundesrath“ und „Volks-Reichstag“ nicht nur für
die Überwachung und Einhaltung der staatlichen Ordnung verantwortlich, sondern
auch für Gesetze und auch die Herstellung der Handlungsfähigkeit des Deutschen
Reiches.

Beide Verfassungsorgane haben die Körperschaft Deutsche Reichsdruckerei sowie
alle  von  ihr  angefertigten  und  ausgegebenen  Dokumente,  in  öffentlich
einberufenen  Tagungen,  genehmigt  und  legitimiert.

Seit dem Jahr 1919, gab es auf deutschem Boden zu keiner Zeit gleichzeitig beide
Verfassungsorgane (Bundesrath und Reichstag) und dies bis in das Jahr 2009. Erst
am 23. Mai 2009 wurde das Parlament als Volks-Reichstag durch den Bundesrath
(vor  dem  Reichstag  in  Berlin)  proklamiert  und  nachfolgende  per  Gesetzblatt
reaktiviert.

Hier die Kurzerklärung, wer uns NICHT legitimiert hat: Als souverän denkende und
handelnde  Deutsche,  legen  wir  keinen  Wert  auf  Genehmigungen  und
Legitimationen durch BRD-Personal, Reichsbürger, nichtdeutsche Organisationen
wie die UN, EU oder die Alliierten, geschweige denn die „Bonner BRDDDRdvD“
oder deren nichtstaatliche Unternehmungen.

Wir legitimieren uns durch die offenkundige Anwendung und Durchführung
unserer Deutschen Reichserfassung, seit dem 29. Mai 2008!

Es darf jedem Deutschen klar sein, daß die Souveränität des Deutschen Reiches
NUR  durch  souveräne  Entscheidungen,  Handlungen  und  die  Anwendung  der
souveränen Gesetze durch das Deutsche Volk erfolgen kann. Der „Bundesrath“
und  der  „Volks-Reichstag“  haben  sich  das  ab  2008  auf  die  Nationalflagge
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geschrieben und juristisch korrekt eine hervorragende Situation für das Deutsche
Volks geschaffen, die es nun gilt umzusetzen. Sehen Sie hierzu unsere bisher zusätzlich
in Kraft gesetzten Gesetze hier im Amtsblatt: http://www.deutscher-reichsanzeiger.de
und auch die veröffentlichten Reichsgesetze, die zwingend anzuwenden sind, damit wir uns
von  allen  Fremdverwaltungen  und  feindlich  gesinnten  Bewegungen,  Parteien  und
Reichsbürger  verabschieden  können.

Welche Verfassung geht dem BRDrecht vor?

Die  Veröffentlichungen  eines  Bundesgesetzblattes  der  BRD  im  Internet  sowie  das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz – und der Bundesanzeiger Verlag
sind nichts anderes als Täuschung im Rechtsverkehr, denn Reichsgesetze sind gemäß der
konkurrierenden Gesetzgebung vorrangig und immer als den übergeordneten Rechtskreis zu
verstehen.

http://verfassung-deutschland.de#Artikel2

(Reichsgesetze gehen den Landesgesetzen vor,  die BRD und Ihre Unternehmungen
können gemäß dem Teilgebietsanspruch und der fehlenden Souveränität höchstens auf
der Ebene der Landgesetze handeln.)

http://de.wikipedia.org/wiki/Konkurrierende_Gesetzgebung

Das  GG  des  BRD  beruft  sich  durch  das  Bundesverfassungsgericht  auf  die  Weimarer
Verfassung von 1919, auch wenn sie das abstreitet.

Zitat  aus  dem  Grundgesetz  für  die  Bundesrepublik  Deutschland  Artikel  140:  “Die
Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom 11.
August  1919  sind  Bestandteil  dieses  Grundgesetzes.“  Querverweise  dazu:  Urteil:1.  Das
Deutsche Reich existiert fort siehe Urteil des BVerfGE 2, 266 [277]; 3, 288 [319 f.]; 5, 85
[126];  6,  309 [336,  363]  3.Gesetze ohne  Geltungsbereich besitzen keine Gültigkeit  und
Rechtskraft. (vgl. BverwGE 17, 192=DVBI 1964, 147) (BverGE 3, 288(319f.):6, 309 (338,363))

Die  Weimarer  Verfassung  war  nie  vom  freien  Deutschen  Volk  beschlossen  und
gegeben, sondern diente nur den Plänen der Weltzionisten.

Das GG besagt aber auch: Artikel 31 des GG: “Bundesrecht bricht Landesrecht”
Frage: Wer ist der Bund, der das Bundesrecht hat? Diese Weimarer Verfassung besagt:
Artikel 13 der Weimarer Verfassung: “Reichsrecht bricht Landesrecht” Frage: Welches
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Reichrecht bricht hier was?

Die  Weimarer  Verfassung  war  nie  vom  freien  Deutschen  Volk  beschlossen  und
gegeben, sondern diente nur den Plänen der Weltzionisten.

Die einzig wahre und nie außer Kraft gesetzte Verfassung Deutschlands besagt:

Artikel 2 der Verfassung Deutschland:  „……..daß die Reichsgesetze den
Landesgesetzen vorgehen…….“.

Wenn also das Reich ein Gesetz wie z.B § 203 StGB in Kraft gesetzt hat, dann kann die BRD,
da sie im Geltungsbereich des Deutschen Reiches handelt nicht einen gleichnamigen § 203
StGB mit anderem Text anwenden. Hier steht eindeutig Reichsrecht vor BRD-Recht.

Wäre die Weimarer Verfassung z.B. die richtige Verfassung, dann hätten wir die gleiche
Situation, da die WRV in Artikel 178 Absatz 2 folgendes in Kraft hält.  Zitatanfang: “Die
übrigen Gesetze und Verordnungen des Reichs bleiben in Kraft,…” Zitatende.  So
wird mit Artikel 13 der WRV den damaligen Kaiserreichsgesetzen das Vorrecht erteilt.

Artikel  4 Absatz 1 der Verfassung Deutschlands,  Zitatanfang: “Der Beaufsichtigung
Seitens des Reichs und der Gesetzgebung desselben unterliegen die nachstehenden
Angelegenheiten:” aber lesen Sie selbst …….  Zitatende

Übertragen wir  diese Erkenntnis  nun auf  Staatsangehörigkeitsausweis,  (bei  der  BRD der
Gelbe Schein),  dann darf doch verstanden werden, daß Urkunden und Ausweise des
Deutschen  Reiches,  den  Ausweisen  und  Urkunden  eines  Bundes  und  seiner
Ländern, vorgehen.

Es darf  verstanden werden,  daß die  „BRD-Behörden“  keine Urkunden und Ausweise  im
Rechtskreis von „Deutschland als Ganzes“ (Grenzen 31.07.1914) ausstellen können und auch
dafür NICHT legitimiert sind. Dies ist auch sehr leicht festzustellen durch die Verwendung des
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sogenannten Bundesadlers  der  absolut  identisch mit  den Adler  der  Weimarer  Zionisten-
Republik ist.

Dies wird noch bekräftigt, durch Artikel 4, Absatz 1. und  12. der Verfassung Deutschlands;
Absatz 1 Zitatanfang:

„die  Bestimmungen  über  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Niederlassungs-Verhältnisse,
Staatsbürgerrecht,  Paßwesen  und  Fremdenpolizei  und  über  den  Gewerbebetrieb,
einschließlich des Versicherungswesens, soweit die Gegenstände nicht schon durch den
Artikel 3 dieser Verfassung erledigt sind,….“

Zitatende Absatz 12: Zitatanfang:

sowie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden;

Zitatende

Es  darf  verstanden  werden,  daß  nur  die  Ausweise  und  Dokumente  nach  Reichs-  und
Bundesstaatsrecht  ausgestellt  werden  können,  die  unter  http://reichsdruckerei.de  und
http://deutsche-reichsdruckerei.de  zu  finden  sind.

Sie müssen sich nicht wundern wenn die aktuellen Sicherheitskräfte (POLIZEI) keine Ordnung
schaffen  können,  da  sie  ständig  von  Staatenlosen,  Reichsbürgern,  Patrioten,  Parteien,
Bewegungen,  Religionsgruppen,  Gemeindegründer,  Freistaatgründern,  Demos  und
Geschichtsfälschern  mißbraucht  und  getäuscht  wird.  Wenn  eine  staatenlose  Person  die
POLIZEI in Frage stellt, braucht sie sich nicht wundern, wenn sie auch wie eine rechtlose
Person behandelt wird, denn Staatenlosigkeit bedeutet gemäß angewandten Gesetzen auch
Rechtlosigkeit.

Auch hier darf verstanden werden, daß nicht die BRD gegen die Verfassung und Gesetze
des Deutschen Reichs verstößt, sondern die oben genannten Gruppierungen, allen voran die
Reichsbürgerszene. Die die BRD als Verräter und Betrüger tituliert, aber selbst gegen die
Verfassung und die Gesetze Deutschlands und des Deutschen Reiches verstößt.

Wie soll  es jemals zu einer Vollendung der Einheit  und Freiheit  Deutschlands
kommen,  wenn  99%  der  Reichsbewegungen,  Reichsbürger  und  Patrioten  es
ablehnen,  die  eingerichteten  institutionalisierten  Organe  anzuerkennen.
Persönliche  Befindlichkeiten  haben  bei  so  einer  wichtigen  und  weltpolitischen
Aufgabe nichts verloren, es gelten folgende deutsche Werte: Unbestechlichkeit,
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Ehrlichkeit, Mut zur Verantwortung und korrekten Handlung, Treue zur Verfassung
und den wahren Reichsgesetzen, Treue zum Deutschen Volk und der deutschen
Heimat.

Völkerrechtssubjekt ist das „Deutsche Reich“ Völkerrechtsobjekt ist der
„Nationalstaat Deutschland“

Berlin: (hib/AHE) Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung festgestellt,
dass  das  Völkerrechtssubjekt  “Deutsches  Reich”  nicht  untergegangen  und  die
Bundesrepublik  Deutschland  nicht  sein  Rechtsnachfolger,  sondern  mit  ihm  als
Völkerrechtssubjekt identisch ist.(diese Aussage ist Falsch da die echte Grenzgebung
1914 ist) Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort (18/5178) auf eine Kleine
Anfrage  der  Fraktion  Die  Linke  zum  Potsdamer  Abkommen  von  1945  (18/5033).  Die
Abgeordneten  hatten  sich  unter  anderem nach  der  “These  von  der  Fortexistenz des
Deutschen Reiches” erkundigt und gefragt, ob die Bundesregierung diese als öffentlich als
unhaltbar zurückweisen werde, “damit diese Behauptung nicht von Neonazis und der so
genannten  Reichsbürgerbewegung  für  ihren  Gebietsrevisionismus  gegenüber  den  EU-
Nachbarländern  instrumentalisiert  werden  kann”.

Einfach in zwei Absätzen erklärt:

Nur Reichs- und Staatsangehörige, die im Besitz eines unserer Dokumente
sind und im Personenstandsregister des Deutschen Reiches geführt werden,
sind gemäß tatsächlichem Gesetz rechtsfähig und geschäftsfähig. Demgemäß
berechtigt zu wählen, gewählt zu werden, ein Amt anzunehmen und auch
ernannt zu werden.

WIR (Reichsleitung, Bundesrath und Volks-Reichstag), unsere Dokumente, Gesetze,
Beschlüsse und Handlungen wurden nur durch rechts- und geschäftsfähige
Deutsche legitimiert.

Herausgegeben durch das Reichsamt des Innern zum 18. November 2018

https://www.reichsamt-des-innern.de


Das Deutsches Reich von der Maas bis an die Memel, von
der Etsch bis an den Belt
gelesen:
https://www.preussenchronik.de/thema_jsp/key=thema_das+deutsche+reich%253a+gro%25
dfdeutsch+oder+kleindeutsch%253f.html

Das Deutsche Reich: großdeutsch oder
kleindeutsch?
Der Westfälische Frieden hatte nach dem Dreißigjährigen Krieg (1618-1648)  die  Teilung
Deutschlands in mehr als 300 Einzelstaaten bekräftigt. Das südlichste der deutschen Länder,
Österreich, überwand die Schrecken des Krieges ebenso wie Brandenburg-Preußen schneller
als die anderen. Es begann die politische Loslösung Österreichs vom Heiligen Römischen
Reich. Mit dem Ende des Türkenkrieges (1683-1699) wurde im Frieden von Karlowitz die
österreichische  Herrschaft  über  Ungarn,  Siebenbürgern,  großen  Teilen  Slawoniens  und
Kroatiens errichtet. Österreich war damit zu einer europäischen Großmacht geworden und
sicherte damit seine Vorherrschaft in Mitteleuropa.

Zur zweiten bedeutenden Macht entwickelte sich Preußen. 1660 konnte Brandenburg im
Kampf  zwischen  Schweden  und  Polen  um  die  Vormachtstellung  an  der  Ostsee  das
Kurfürstentum  um  das  Herzogtum  Preußen  erweitern.  Im  Frieden  von  Oliva  erkannten
Schweden und das  Reich  die  Souveränität  des  Kurfürsten  über  das  nicht  zum Heiligen
Römischen Reich gehörende Preußen an.
Österreich  gewann  die  spanische  Niederlande,  Mailand,  Mantua,  Neapel  und  Sizilien.
Preussen hatte 1701 die Anerkennung als Königsreich erreicht, das sich allmählich auf den
gesamten  Besitz  der  brandenburgischen  Hohenzollern  ausdehnte.  Preußen  konnte  sein
Gebiet um Vorpommern bis zur Peene erweitern.  Unter Friedrich II.(1740-1788) erlangte
Preußen den Aufstieg zur Grossmacht. Mit der Zentralisierung der Staatsgewalt, dem Ausbau
des stehenden Heeres und dem Ausbau des Regierungs- und Verwaltungsappartes waren
dazu  die  Voraussetzungen  geschaffen.  Im  Österreichischen  Erbfolgekrieg  1741-1748
verzichtete  Österreich  gegenüber  Preußen  im  Frieden  von  Breslau  1742  auf  Schlesien.
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Preußen  gewährte  dafür  Österreich  seine  Neutralität  und  die  Anerkennung  Franz  I.
(1745-1765) als Kaiser des Heiligen Römischen Reiches.

Mitte des 18. Jahrhunderts war Preußen neben Österreich soweit erstarkt, daß beide Mächte
im  Siebenjährigen  Krieg  1756-1763  um  die  Vormachtstellung  unter  den  deutschen
Einzelstaaten kämpften. Obwohl sich am Ende des Krieges das Kräfteverhältnis zwischen den
beteiligten Staaten nicht wesentlich geändert hatte, begann Preußen auf dem europäischen
Schauplatz eine bedeutende Rolle zu spielen. Der Krieg leitete aber auch den österreichisch-
preußischen Gegensatz ein, der 1871 zur Gründung des Deutschen Reiches führte. Preußen
war neben Österreich zur zweiten deutschen Großmacht aufgestiegen.

Die  Erste  Teilung  Polens  1772  fand  unter  der  wesentlichen  Beteiligung  Friedrichs  II.
(1740-1786) von Preußen statt, indem Polen 50 Prozent seiner Einwohner und 40 Prozent
seines Territoriums an Preußen, Österreich und Rußland abgeben mußte. Nach der Zweiten
(1793) und der Dritten Teilung Polens 1795 ist Polen ganz von der Landkarte verschwunden
und unter  den beteiligten Ländern verteilt.  Im Ergebnis  der  Annexion Polens wuchs die
Bedeutung Preussens in Europa, schwächte jedoch seine Rolle in Deutschland auf dem Weg
zu einem unabhängigen Nationalstaat. Mit dem großen Teil Polens befand sich Preußen auf
dem Weg zum Zwei-Nationen-Staat, ähnlich dem österreichischen Staat.
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Die Gründung eines deutschen Nationalstaates stand in Europa des 19. Jahrhunderts im
Mittelpunkt. An die Stelle des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation (bis 1806) trat
der  Deutsche  Bund  (1815-1866)  unter  Österreichs  Führung,  zusammengesetzt  aus  37
souveränen Fürsten und vier freien Städten. Oberste Behörde war der Bundestag in Frankfurt
am Main,  eine  Versammlung  von  Vertretern  der  Bundesstaaten  unter  dem Vorsitz  des
österreichischen  Gesandten.  Die  Bundesstaaten  unterlagen  der  Mitgliedspflicht  im  Bund.
Seine  Mehrheitsbeschlüsse  wurden bindend.  Österreich  und Preußen gehörten  nicht  mit
ihrem ganzen  Gebiet  dem Bund  an,  und  zwar  Österreich  nicht  mit  seinen  polnischen,
ungarischen und italienischen Gebietsteilen, Preußen nicht mit den Provinzen Preußen (West-
und Ostpreußen) und Posen.

Der  Deutsche  Bund  stellte  jedoch  insgesamt  eine  Weiterentwicklung  Deutschlands
gegenüber dem alten Reich dar. Die Zersplitterung der deutschen Kleinstaaten war auf 41
reduziert worden. Von Beginn an wurde die Politik des Bundes jedoch beherrscht von der
Rivalität der beiden größten deutschen Staaten Österreich und Preußen. Die Außen- und
Innenpolitik Österreichs war für Europa und Deutschland auf die Erhaltung der Verhältnisse
von 1815 bestimmt. Außer zur Durchsetzung der Restauration diente der Bund Österreich vor
allem auch als Instrument, eine nationalstaatliche Einigung Deutschlands zu verhindern, die
Österreich entweder ausgeschlossen ( kleindeutsche Lösung) oder gespalten ( großdeutsche
Lösung)  hätte.  Es  zeigte  sich,  dass  ein  deutscher  Nationalstaat  nur  bei  Aufgabe  des
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Habsburger Vielvölkerreiches oder unter Ausschluss der österreichischen Deutschen möglich
war.  Die Einheit  der habsburger Monarchie wurde aber von Seiten Österreichs über die
Einheit der deutschen Nation gestellt.

Wirtschaftliche Erwägungen spielten eine wesentliche Rolle beim Zusammenschluß vieler
deutscher  Staaten im Deutschen Zollverein  1833/1834.  Das  Recht  der  Einzelstaaten im
Deutschen Bund, ihre inneren Angelegenheiten wie Zolltarife, Verkehrswege und Währung
selbst zu bestimmen, hatte sich als wirtschaftliches Hindernis erwiesen. Österreich hatte
nach 1815 kein Interesse an der Schaffung einer Zollunion gezeigt. Der Deutsche Zollverein
stand daher unter der Führung von Preußen und unter dem Ausschluß Österreichs. Diese
Politik provozierte wesentlich den Ausbruch der Märzrevolution von 1848, in deren Folge der
Deutsche Bund aufgelöst wurde. Beide Länder erhielten als Staat eine Verfassung. Nach dem
Scheitern der Revolution 1848/49 wurde der Deutsche Bund auf Initiative Österreichs 1850
wieder  begründet.  Österreich  wollte  eine  kleindeutsche  Lösung  und  stellte  den
Großmachtanspruch in Europa. Durch Teilnahme am Rußisch-Türkischen Krieg 1854-1856
konnte Österreich die Donaufürstentümer besetzen.

Das Ringen um die Vormachtstellung in Deutschland zwischen Österreich und Preußen setzte
sich auf wirtschaftlichem Gebiet fort. Preußen konnte die Einbeziehung Österreichs in den
Deutschen  Zollverein  (1853/1862/1865)  verhindern  und  damit  seine  wirtschaftliche
Vormachtstellung  schaffen.  Das  brachte  im  Zusammenhang  mit  der  beschleunigten
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bürgerlichen Entwicklung in Preußen einen wesentlichen Vorteil gegenüber Österreich bei der
Lösung der deutschen Frage. Auf politischem Gebiet versuchte Österreich, sein Übergewicht
im Bund zu halten. Auf dem Frankfurter Fürstentag 1863 verfolgte Österreich eine Reform
der Verfassung des Deutschen Bundes unter Beibehaltung seiner Hegemonie. Der Fürstentag
scheiterte an der Forderung Preußens – das auf Betreiben Bismarcks am Fürsentag nicht
teilnahm  –  nach  Gleichberechtigung  im  Bundesvorsitz.  Österreich  verlor  damit  die
Vormachtstellung an Preußen und richtete zukünftig seine Politik mehr auf Südosteuropa aus.

1864 führte  Preußen gemeinsam mit  Österreich  Krieg  gegen Dänemark,  das  schließlich
Schleswig, Holstein und Lauenburg an Preußen und Österreich abtreten musste. Der sich
verschärfende  Dualismus  mündete  auf  Grund  des  österreichisch-preußischen  Konflikts  über
die  Reform  des  Deutschen  Bundes  1866  in  den  Deutschen  Krieg,  an  dem  der  Bund
letztendlich zerbrach. Seine Nachfolge trat im selben Jahr der kleindeutsche Norddeutsche
Bund an.

Der Deutsche Krieg war die Folge der preußischen Politik seit Friedrich II.(1740-1786) und
Otto von Bismarcks (1862-1888), der die deutsche Verfassungsfrage durch Gründung eines
Deutschen Reiches unter Führung Preußens mit Ausschluß Österreichs zu lösen suchte. Im
Ergebnis  des  Krieges  erlangte  Preußen  die  Zustimmung  Österreichs  zur  Auflösung  des
Deutschen Bundes sowie in Norddeutschland eine Gebietserweiterung. Auf der anderen Seite
erfolgte die Gründung der Österreich-Ungarischen Monarchie (1869-1918).

Mit Gründung des Norddeutschen Bundes 1866/1867 durch 22 deutsche Staaten, zu dessen
Gunsten Preußen auf selbständige Regelung der auswärtigen Angelegenheiten, des Handels,
der Zölle, der Post, des Heeres und der Marine verzichtete, wurde Preußen der leitende Staat,
der preußische Minsterpräsident Bismarck Bundeskanzler.  Die Vormachtstellung Preußens
gegenüber Österreich war nur mit kriegerischen Mitteln durchzusetzen gewesen.
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Das Kräfteverhältnis in Europa und Bismarcks außenpolitischer Kurs zur Verteidigung
der Interessen des Vaterlandes führte 1870 zum Deutsch-Französischen Krieg und 1871
in Paris  zur  Gründung des Deutschen Reiches unter  Führung Preußens.  Nach der
Reichsverfassung vom 16.  April  1871 bekam der  König von Preußen den
Vorsitz  im Deutschen Reich;  er  führte  den Titel  „Präsidium des Bundes“
(Bundespräsidium) mit dem Namen Deutscher Kaiser.

Das sich verändernde Kräfteverhältnis im Deutschen Reich und in Europa führte zu einer
aussenpolitischen Annäherung zu Österreich. Dem geheimen Verteidigungsbündnis von 1879
(Zweibund) folgte 1881 ein geheimes Neutralitätsabkommen zwischen dem Deutschen Reich,
Österreich-Ungarn  und  Russland  auf  drei  Jahre  (Dreikaiservertrag)  und  1882  zu  einen
geheimen  Verteidigungsbündnis  (Dreibundvertrag)  zwischen  dem  Deutschen  Reich,
Österreich-Ungarn  und  Italien.

Beim  Ende  des  Ersten  Weltkr ieges  wurde  am  12.  November  1918  die
Deutschösterreichische Republik ausgerufen und der Anschluß an das Deutsche Reich
verkündet.  Im  Frieden  von  Saint-Germain  (10.  September  1919)  war  Österreich
gezwungen, sich wieder selbständig zu erklären, den Anschluß an das Deutsche Reich
aufzugeben und an die neugegründeten Republiken Polen, Tschechoslowakei, Italien
und Rumänien Gebiete abzutreten.

Nach  der  Vereinigung  der  beiden  deutschen  Verwaltungseinheiten  (1990)  ist  –  unter
Beachtung der territorialen Verluste durch die Aufrechterhaltung der Zwangsverwaltungen
seitens Polens und der UdSSR (bzw. Rußland) ein „kleinst“-deutscher Staat entstanden.

Völkerrechtlich und reichsrechtlich trat die Republik Deutschösterreich am
12. November 1918 dem Deutschen Reich bei.  Das Reichsgesetz vom 08.
August  2019,  beschlossen  durch  die  Verfassungsorgane  Bundesrath  und
Volks-Reichstag,  trat  am  17.  August  2019  durch  Veröffentlichung   im
Deutschen  Reichsanzeiger  in  kraft.

RGBl-1908081-Nr03 Gesetz, betreffend die Wiederherstellung der Republik
Deutschösterreich
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Antrag als Delegierte(r) bzw. Abgeordnete(r) des wahren Deutschen Parlaments
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